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BESCHLUSS

__________________________________________________________________

des 54. Ord. Bundesparteitages der FDP, Bremen, 16. - 18. Mai 2003
___________________________________________________________________
Die FDP fordert den Opferanwalt

Die FDP fordert den Opferanwalt.

Der Schutz von Opfern krimineller Taten muss verbessert werden. Hierzu kann ein gestellter und bezahlter „Opferanwalt“ beitragen, indem das Opfer bereits bei der Strafverhandlung als Nebenkläger mit einem Anwalt einen „Täter-Opfer-Ausgleich“ anstreben oder auch außergerichtlich geltend machen kann, z.B. nach dem Opfer-Entschädigungsgesetz.

Der Opferanwalt soll folgende Aufgaben erhalten:

-   als Nebenkläger einer vor einem deutschen Strafgericht erhobenen öffentlichen 

    Klage,

- 
als Verletztenbeistand,

- 
im Rahmen des Täter-Opfer-Ausgleichs,

- 
bei der außergerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen nach dem Sozialgesetzbuch (5GB) und dem Opferentschädigungsgesetz (OEG), sofern die nebenklageberechtigte Person durch eine der nachfolgend aufgezählten Straftaten verletzt wurde und dauerhafte Körperschäden erlitten hat, vorausgesetzt, die Person ist Opfer einer rechtswidrigen Tat nach den 

· §§ 174 bis 180, 180 b, 181,182 Strafgesetzbuch (StGB) - Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung

· §§ 224, 225, 226, 340 Abs. 3 i.V.m. §224, 225, 226 StGB – Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit

· §§ 234, 234 a, 235, 239 Abs. 3 und 4, 239 a, 239 b StGB - Straftaten gegen die persönliche Freiheit oder

· §§ 211, 212, 221, 222 StGB - Straftaten gegen das Leben. 

Die anfallenden Kosten trägt/tragen, die rechtmäßig verurteilte(n) Person(en). In Vorleistung tritt die Staatskasse, so dass das Opfer zum persönlichen Leid kein finanzielles Risiko tragen muss.

